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Was ist mit den Wächtern passiert? Diese Frage stellten Kelemen und Pavone kürzlich in einem Fachartikel. Sie 
verwiesen darauf, dass die Zahl der Verletzungsklagen seitens der Kommission im Laufe der vergangenen 
20 Jahre drastisch zurückgegangen sei (um etwa 80 %)2. Ihre Arbeit weckte Aufmerksamkeit und zog 
parlamentarische Anfragen nach sich. Die Kommission nahm eine neue Mitteilung über die Durchsetzung 
des EU-Rechts3 an. Darin bestritt sie, mitten im Einsatz von der Bildfläche verschwunden zu sein oder ihre Rolle 
als Initiatorin von Rechtsvorschriften nun wichtiger zu nehmen als ihre Rolle als Hüterin der Verträge und des 
Unionsrechts, und sie machte geltend, dass zur Durchsetzung des Unionsrechts mehr gehöre als nur 
Verstöße.  

Doch wie überzeugend ist das? In der vorliegenden Studie wird die Durchsetzung des Unionsrechts im Raum 
der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts (RFSR) untersucht. Sie dient als nützliche Möglichkeit, die 
Rationalität, Realität und Folgen der Vision „Durchsetzung 2.0“ der Kommission kritisch zu prüfen. Da die 
Entwicklung dieses Politikbereichs erst begann, nachdem die Verstöße rückläufig geworden waren, gibt es hier 
keine Vorgeschichte einer starken bzw. stärkeren Verletzungsklage. Ferner werden im RFSR bereits 
verschiedene Werkzeuge zugleich eingesetzt, damit sich die Mitgliedstaaten an das Unionsrecht halten.  
 
                                                             
1  Volltext der Studie in englischer Sprache:  

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2024/755914/IPOL_STU(2024)755914_EN.pdf. 
2  R. D. Kelemen und T. Pavone: „Where Have the Guardians Gone? Law Enforcement and the Politics of Supranational Forbearance in 

the European Union“ (Was ist mit den Wächtern passiert? Rechtsdurchsetzung und die Politik der supranationalen Unterlassung in 
der Europäischen Union), 2023. 75(4) World Politics (Weltpolitik) 779–825. Verfügbar in englischer Sprache unter 
https://ssrn.com/abstract=3994918. 

3  Europäische Kommission (2022): Mitteilung der Kommission über die Durchsetzung des EU-Rechts für ein Europa, das greifbare 
Ergebnisse liefert (COM(2022)518). 

KURZFASSUNG 

Diese Studie wurde von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten 
des Europäischen Parlaments auf Ersuchen des LIBE-Ausschusses in Auftrag gegeben. Darin wird 
quantitativ und qualitativ untersucht, wie das Unionsrecht derzeit im Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts (RFSR) durchgesetzt wird. Erörtert werden herkömmliche 
Durchsetzungswerkzeuge wie Verletzungsklagen, Haushaltsauflagen und andere politikorientierte 
Überwachungs- und Bewertungsverfahren. Auf dieser Grundlage werden politische 
Empfehlungen formuliert, deren Ziel es ist, die Durchsetzung im Raum der Freiheit, der Sicherheit 
und des Rechts umfassend zu verbessern.  

 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2024/755914/IPOL_STU(2024)755914_EN.pdf
https://ssrn.com/abstract=3994918
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Hierzu gehören verbindliche Haushaltsauflagen in RFSR-spezifischen Unionsmitteln sowie allgemeine 
Haushaltsauflagen mit auf den RFSR bezogenen Standards wie Unabhängigkeit der Justiz und eine 
Vielzahl an RFSR-spezifischen unverbindlichen Überwachungs- und Bewertungsverfahren, die von den 
Organen, Einrichtungen und Mitgliedstaaten der EU herangezogen werden. 

Zu den ersten Erkenntnissen zählt, dass die Kommission ihre Befugnisse im Falle von Verstößen 
(Artikel 258 AEUV) unausgewogen und in den verschiedenen Bereichen des RFSR unterschiedlich 
einsetzt. Ihre strategische Konzentration darauf, zuerst Probleme mit der Unabhängigkeit der Justiz 
und mangelnder Umsetzung von Urteilen des Gerichtshofs (Artikel 260 AEUV) anzugehen, wird nicht 
kohärent verfolgt. Allgemeiner wird in der Studie empfohlen, dass die Kommission ihre erklärten 
Prioritäten verfolgt und im Hinblick auf die Durchsetzung strenger vorgeht. Außerdem wird die 
Kommission aufgefordert, transparentere Informationen über den Stand von Verletzungsklagen 
bereitzustellen, indem sie zwischen verschiedenen Stufen in einem Dossier unterscheidet und den Zeitplan 
erläutert. 

Zweitens führt die Kommission an, dass ihre Entscheidungen darüber, wann und wie Unionsrecht durchgesetzt 
wird, vom Vorabentscheidungsverfahren (Artikel 267 AEUV) abhängig sind. In der Studie wird dargelegt, dass 
das Vorgehen, dass einzelstaatliche Richter diese Möglichkeit nutzen, im RFSR geografisch und sachlich 
ungleichmäßig verbreitet ist. Etwa 80 % aller auf den RFSR bezogenen Vorfragen stammen von lediglich 20 % 
der Mitgliedstaaten, und viele einzelstaatliche Richter konzentrieren sich ausschließlich auf „nationale 
Freizeitbereiche“ oder konkrete sachliche Interessengebiete. In der Studie wird empfohlen, dass die 
Kommission die Auswirkungen klarstellt. Da dies auf eine uneinheitliche Kenntnis des RFSR-Rechts in der EU 
schließen lässt, wird ferner angeregt, dass Entscheidungen über Unionsmittel in Bezug auf die juristische Aus- 
und Weiterbildung zum RFSR-Recht auf dieser Grundlage getroffen werden. Allgemeiner wird auch 
empfohlen, dass die Kommission alle Dokumente veröffentlicht, die sie im Rahmen von 
Vorabentscheidungsverfahren einreicht. So würden eine transparente Diskussion über die Standpunkte der 
Kommission bei wesentlichen Themen im RFSR und eine entsprechende politische Aufsichts gefördert.  

Drittens werden in der Studie die Anwendung von Haushaltsauflagen als Verfahren zur Durchsetzung und 
ihr Zusammenspiel mit anderen Durchsetzungsmethoden analysiert. Dabei liegt der Schwerpunkt sowohl 
auf den fünf HOME- und JUST-Fonds als auch auf der allgemeinen Dachverordnung, der 
Konditionalitätsverordnung und der Verordnung über die Aufbau- und Resilienzfazilität. Aus der Analyse 
geht hervor, dass für verschiedene RFSR-spezifische Unionsmittel verschiedene rechtliche Regelungen 
gelten (siehe Tabelle 1 unten). Während für die HOME-Fonds die Dachverordnung gilt, weshalb auch alle 
Ausgaben mit der Charta der Grundrechte der Europäischen Union im Einklang stehen müssen (Artikel 9 der 
Dachverordnung), gilt dies nicht für die JUST-Fonds. Hier stellt sich die Frage, ob dies in der Praxis eine Rolle 
spielt. In ihren Durchführungsbeschlüssen zu Finanzierungsfragen wendet die Kommission nun häufig diese 
„Charta-Auflage“ an, indem sie auf Urteile des Gerichtshofs als Nachweis für die Nichteinhaltung der Charta 
verweist. Doch in welchem Zusammenhang stehen die Anwendung der Dachverordnung und die 
Einleitung von Verletzungsverfahren gemäß Artikel 258 bzw. 260 AEUV? Dass die „Charta-Auflage“ so 
häufig Anwendung findet, wirft die Frage auf: Wenn sie (nicht) ausgelöst wird, dann von wem und anhand 
welcher Kriterien? Ein letzter Aspekt betrifft die Überlagerung und das Zusammenspiel der verschiedenen 
allgemeinen Werkzeuge im Zusammenhang mit Haushaltsauflagen: Hätte eine (Auflösung der) 
Blockierung von Beschlüssen der Kommission oder des Rates im Rahmen eines Werkzeugs automatisch Folgen 
für die Bewertung der Einhaltung des RFSR-Rechts durch den Mitgliedstaat im Rahmen anderer Werkzeuge? In 
der Studie wird empfohlen, dass die Kommission diese Elemente im Zuge der Bewertung der 
Konditionalitätsverordnung klarstellt.  

Viertens werden in der Studie unverbindliche auf den RFSR bezogene Überwachungs- und 
Bewertungsmodalitäten hervorgehoben, bei denen es um die Einhaltung verschiedener Aspekte des 
RFSR-Rechts durch die Mitgliedstaaten geht, z. B. der Schengen-Evaluierungsmechanismus, die 
FRONTEX-Schwachstellenbeurteilung und neue EUAA-Verfahren, die auf dieser Grundlage gestaltet 
wurden. Bei all diesen Verfahren spielt die Kommission eine Rolle. Zwar gelten diese Verfahren unbeschadet 
des Artikels 258 AEUV, doch es ist unklar, ob die Durchsetzung der Kommission dadurch gefördert oder 
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verzögert wird. Die Empfehlung der Studie lautet, dass die Kommission eindeutige Kriterien formuliert, wie 
und wann sie die Ergebnisse unverbindlicher RFSR-Überwachung und -Bewertung für eine verbindliche 
Durchsetzung heranzieht. Allgemeiner gesprochen sollte die Kommission erläutern, wie sie dafür Sorge tragen 
kann, dass ihre verschiedenen Aufgaben im Rahmen von „Durchsetzung 2.0“ kombinierbar sind, oder ob sie 
ihre Entscheidungen über die Einleitung von Verletzungsklagen von ihren exekutiven und 
verwaltungstechnischen Aufgaben trennen sollte.  

Die allgemeine Schlussfolgerung der Studie lautet, dass die Kommission zwar sicherlich entschiedener und 
kohärenter für eine stärkere und bessere Durchsetzung der Verträge und des Unionsrechts sorgen 
sollte, wie das Parlament in seinen Entschließungen gefordert hat, dass das Parlament aber bereits 
selbst zahlreiche Möglichkeiten an der Hand hat, seine politische Kontrolle darüber, wie die Kommission 
für die Einhaltung des Unionsrechts durch die Mitgliedstaaten sorgt, auszuüben und zu stärken. Das 
Parlament hat stärkeren Einfluss auf die Gestaltung von Rechtsvorschriften zur Förderung der Kontrolle 
über Durchsetzungsmaßnahmen, z. B. welche Auswirkungen Überwachungserkenntnisse haben sollten 
und wann und wie Rechtsvorschriften bewertet werden. Darüber hinaus hat sich die Entscheidung darüber, 
ob, wo und wann Unionsmittel so ausgegeben werden sollen, dass die Einhaltung des Unionsrechts 
gefördert wird, wann und wo sie am meisten Bedeutung hat (und dass von der Nichteinhaltung so abgehalten 
wird, dass tatsächlich Konsequenzen für die Mitgliedstaaten entstehen), als äußerst leistungsstarke Option 
erwiesen. Bei all diesen Aspekten hat das Parlament bereits Möglichkeiten und spielt eine entscheidende Rolle.  

Ausgehend von den Verträgen und dem Sekundärrecht ist die Kommission als einziges Organ an allen 
Aspekten der Durchsetzung des Unionsrechts, auch im RFSR, beteiligt. Sie muss stärker handeln und 
zeigen, dass sie die Durchsetzung des Unionsrechts wie eine wahre Hüterin der Verträge hütet. 

Das Parlament kann seinerseits mehr politischen Druck ausüben und seine politische Aufsicht über die 
Kommission (und die konkreten einzelnen Kommissionsmitglieder, die Verletzungsklagen anregen) 
verstärken, kohärent mit der Kommission in Bezug auf alle Aspekte der „Durchsetzung 2.0“ 
zusammenarbeiten und ihre Durchsetzungsmaßnahmen auf allen Ebenen (Ausschussebene, 
Plenarebene, durch parlamentarische Anfragen, Studien usw.) kritisch prüfen. So würde dafür gesorgt, 
dass der Fokus dauerhaft auf dem übergeordneten Gebot der wirksamen Einhaltung des Unionsrechts 
durch die Mitgliedstaaten liegt. 

Dieses Thema könnte das Parlament auch anlässlich der Ernennung einer neuen Kommission und bei 
den Anhörungen der designierten Kommissionsmitglieder angesprochen werden, damit 
entsprechende Garantien gegeben werden. 

Tatsächlich lautet die allgemeine zentrale Botschaft dieser Studie, dass das Ausmaß, in dem die 
Kommission als das EU-Organ mit der abschließenden Durchsetzungsverantwortung dies erreichen 
kann und auch tatsächlich erreicht, weiterhin im Mittelpunkt stehen und eine kohärente oberste 
Priorität in der EU als Rechtsgemeinschaft, im RFSR und darüber hinaus haben sollte. 
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Tabelle 1: RFSR-Mittel und Geltungsbereich der Haushaltsordnung, Dachverordnung, 
Konditionalitätsverordnung 

Bereich HOME-Mittel JUST-Mittel 
Verschiedene, 
einschl. RFSR 

Unionsmittel 

Fonds für 
die innere 
Sicherheit 
(ISF) 

Asyl-, Migrations- 
und 
Integrationsfonds 
(AMIF) 

Fonds für 
integriertes 
Grenzmanagement 
(BMVI) 

Mittel des 
Programms 
„Bürger, 
Gleichstellung, 
Rechte und 
Werte“ 
(CERV) 

Programm 
„Justiz“ 

Aufbau- und 
Resilienzfazilität (ARF) – 
Europäisches Semester 

Haushaltsordnung gilt 

Dachverordnung (Klauseln 
zur Ermöglichung der 
Grundrechtecharta 
 

gilt gilt nicht gilt 

Konditionalitätsverordnung gilt 
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